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Generalsekretär Volker Rühe: 

^t großem Schwung jetzt 
^ die nächsten Wahlen 
Na 
26 C]Vr'ner Sitz«ng des Parteipräsidiums am 
Kon« iTz hat Generalsekretär Volker Rühe der 
**rv   Presse gegenüber zunächst das Ergebnis 
k0ni 

0ln|nunalwahlen in Schleswig-Holstein 
^nh entiert* Volker Rühe brachte seine Zufrie- 
Wr  daruber z"m Ausdruck, daß ganz offen- 
%n   SPD"Landesregierung in Kiel ihren 
Und Verloren ha* «nd Jetzt wie a,le anderen 

ark .Regierungen unter normalen Bedingungen 

Hiih •   Und sicn Dewerten lassen muß' Weiter 

8eschaben es zwar in den kreisfreien Städten nicht 

Sie s' fft'die stärkste Partei zu werden. Aber wenn 

ans !ch die elf Kreise in Schleswig-Holstein 
*Ur ,,?Uen»dann »st in acht dieser Kreise die CDU 
Fall f    sten Partei geworden, und in einem neunten 
j    tehlen sogar nur 0,1 Prozent. 
in

S|esan»t zeigt das Ergebnis der Kommunal wählen 
in/

hkswig-Holstein, und zeigt das Wahlergebnis 
Uni   

DD
R vom letzten Wochenende, daß die 

den°T
n eine Partei im Aufschwung ist. Wir können 

mit B    
dtagswahlen und den Bundestagswahlen 

*eitia    em Optimismus entgegenschauen. Gleich- 
et! niacht sich bei den Sozialdemokraten verstärkt 
tj0 °Slgkeit darüber breit, wie sie auf diese Situa- 
tyir gieren sollen. 
t>et0n

aben im Prasidium der Partei noch einmal 
<W \daß in der DDR alle Chancen für die Bil- 

8 e>ner Regierung der großen Koalition genutzt 
(Fortsetzung Seite 2) 
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(Fortsetzung von Seite 1) 
werden sollten. Ich begrüße daher, daß 
sich Herr Lafontaine in einem Interview 
korrigiert und deutlich gemacht hat, daß 
auch er einer konstruktiven Mitarbeit der 
Sozialdemokraten der DDR in einer 
Regierung de Maiziere nicht entgegen- 
steht. 

Lafontaine muß seine 
destruktive Rolle aufgeben 

Lafontaine zeigt damit aber erneut seine 
Unberechenbarkeit und, daß er ständig 
hin und her schwankt. Es bleibt zu hof- 
fen, daß er die destruktive Rolle in der 
deutschen Politik unter dem Druck der 
guten Wahlergebnisse der Union aufgibt. 
Seme bisherige Strategie war die Strategie 
einer Ohne-uns-SPD. Das ist genau das,  • 
was in den 50er Jahren Ollenhauer ver-' 
körpert hat, und die Sozialdemokraten 
müssen sich fragen lassen, ob sie Herrn 
Lafontaine auf diesem Wege wirklich fol- 
gen wollen. 

Wir halten an der Bundes- 
tagswahl in diesem Jahr fest 

Ich habe im Präsidium auch noch einmal 
verdeutlicht, daß wir auf jeden Fall an 
den Wahlen zum Deutschen Bundestag 
in diesem Jahr, nämlich Anfang Dezem- 
ber, festhalten. Es ist ganz unerläßlich, 
daß die Bürger der Bundesrepublik 
Deutschland bei diesen Bundestagswah- 
len die Möglichkeit haben, zu den histo- 
risch entscheidenden politischen Prozes- 
sen, die jetzt ablaufen, ihre Meinung zu 
sagen und eine Regierung zu wählen, die 
den Prozeß der deutschen Einigung vor- 
antreibt. 

Wir haben uns auch kurz mit der Situa- 
tion der DDR im Hinblick auf die Tätig- 
keit und die Verdächtigungen der Stasi 

Helmut Kohl wieder 
Spitzenkandidat in 
Rheinland-Pfalz 
Der Parteivorsitzende, Bundes- 
kanzler Helmut Kohl, ist wieder 
Spitzenkandidat der rheinland-P'* 
zischen CDU für die Bundestags- 
wahl im Dezember. 
Die Vertreterversammlung der 
Landespartei wählte Kohl in 
Mainz zum fünftenmal seit 19?6 

auf Platz eins der Landesliste. # 
erzielte mit 280 Stimmen bei je 
zwei Neinstimmen und Enthalt«11' 
gen auch das mit Abstand beste 
Ergebnis unter den ersten Kan*' 
daten der Liste. 

beschäftigt. Wir sind der Meinung, - 
offensiv aufgeklärt werden muß. ^ 
aber vermissen, ist die kritische Aus^1 

andersetzung mit den Schöpfern der 
Staatssicherheit, mit der SED und Jetz tji- 
PDS. Diese Partei ist nämlich die eigef! ( 

ehe Staatssicherheits-Fraktion, und es^.g 
schon der Gipfel der Heuchelei, wen" 
sich jetzt zurückhalten und so tun, als 
sie mit der ganzen Angelegenheit nictl 

zu tun haben. . 

Die PDS ist die Fraktion 
der Staatssicherheit ^ 

Sie haben die Staatssicherheit nämjjf 
geschaffen. Und die PDS ist unter FJ 
rung von Herrn Gisy und Herrn M<>d 

• • sw*ts 
auch heute noch die Fraktion der 

rläß' Sicherheit. Es ist deshalb ganz unerl 
lieh, daß mit dieser Heuchelei Schluß 
gemacht wird und das Scheinwerfer'' 
auf die eigentlich Verantwortlichen »ü . 
diese schwierige Situation gerichtet W 
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^gdDregger: 

^er Feind der Demokratie ist die 
^D, die sich jetzt PDS nennt 
uDft utuellen Entwicklung in der 
Csij j!at d« Vorsitzende der CDU/ 
Dre *Bui»destagsfraktion, Alfred 
27 vf?r'in der Fraktionssitzung am 
"^rz erklärt: 

»nseianz für Deutschland" hat - mit 
WallJ

er tatkräftigen Unterstützung — die 
Hf m der DDR gewonnen, weil sie die 
tigeftv? .Ziele formuliert und in der rich- 
gen, 

eise an die Menschen herangetra- 
Ver 

at *- nämlich nicht nur mit dem 
K.   and, sondern auch mit dem Herzen. 

heim chti8en Ziele waren und sind: Frei- 
Schaft      Rechtsstaat, Soziale Marktwirt- 
k{l{ Staatliche Einheit der Deutschen, 
liflj j8llt es> diese Ziele so bald wie mög- 
Urti $ die Tat umzusetzen. Dabei geht es 
W^le Herbeiführung der Wirtschafts-, 
ütn J^Ss- und Sozialunion, aber auch 
K    ,e Verfassungs- und Rechtsunion. 
staat 

eind des demokratischen Rechts- 
ts lst die SED, die sich jetzt PDS 

nennt. Sie ist die Stasi-Partei, die Unter- 
drückungs-Partei. Es ist eine unglaubli- 
che Unverfrorenheit, daß diese Partei 
Herrn Modrow zum Parlamentspräsiden- 
ten vorgeschlagen hat. Ebenso unglaub- 
lich und völlig inakzeptabel ist, daß mit 
Hilfe der früheren Stasi-Diener dieser 
Partei immer neue Gerüchte gestreut wer- 
den, um demokratische Politiker außer 
Gefecht zu setzen. 
Stasi stand nicht nur für Terror, Korrup- 
tion und Gewalt, sondern auch für Desin- 
formation. Die demokratischen Kräfte in 
der DDR müssen aufpassen, daß sie 
nicht gegen ihren Willen das Werk der 
Stasi verrichten. Ich halte alle sogenann- 
ten „Informationen", die aus Stasi-Quel- 
len stammen, für unseriös. Diese Hin- 
weise sollten sorgfältig geprüft werden, 
bevor sie in die öffentliche Diskussion 
eingeführt werden. Andernfalls besteht 
die Gefahr, daß das politische Leben in 
der DDR für Monate stillgelegt wird. 

Lafontaines Rechnung wird nicht aufgehen 
lUr Nominierung des SPD-Kanzler- 

•U'flidatßn i „<•„..»„;«,.. urLlörto Cent 
-—>UIVIUII£  UM  »-»*   »^    ••!—••••••" 

ral   , aten Lafontaine erklärte Gene- 
A, Sekretär Volker Rühe: Mangels 

uernative haben sich die Sozialdemo- 
sch den Bedingungen des saarländi- 
„  en Ministerpräsidenten Lafontaine 
"Jenvorfen und ihn zum Kanzlerkandi- 

I   en ausgerufen. 
Romaine ist ein Kandidat ohne 
j^nzept. Ehrgeizig will er an die 
süuCht' indem er versucht, die Men- 

in Deutschland zu verunsichern, 

ihnen Angst vor der Zukunft einzure- 
den. Aber Lafontaines Rechnung, 
Angst und Verunsicherung zu verbrei- 
ten, wird nicht aufgehen. Er hat kein 
Kanzlerformat und paßt nicht in eine 
vom Optimismus der Deutschen 
geprägte Zeit. Es ist eine Sache, ein 
Ruderboot wie das Saarland zu steu- 
ern, aber eine andere, auf der Brücke 
des riesigen Tankers Bundesrepublik 
Deutschland zu stehen. • 
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Ottfried Hennig: 

Die CDU Schleswig-Holsteins kann 
mit dem Wahlergebnis zufrieden sein 
Seine Zufriedenheit mit dem Ergebnis 
der Kommunalwahlen in Schleswig- 
Holstein hat der Landesvorsitzende 
Ottfried Hennig mit dem Vergleich 
dieser Wahlen gegenüber dem Land- 
tagswahlergebnis von 1988 begründet. 
Hennig: Richtig ist zwar, daß die 
CDU Schleswig-Holstein gegenüber 
dem Kommunalwahlergebnis von 1986 
2,9 Prozent verloren hat. Aber der ein- 
zige realistische Vergleich ist der mit 
der letzten Wahl vor weniger als zwei 
Jahren. 

Damals hatte die CDU nach ihrer großen 
Krise lediglich 33,3 Prozent errungen. 
Demgegenüber hat sie glatte acht Prozent 
hinzugewonnen. Die CDU ist also wieder 
da. Sie kann mit ihrer Aufbauarbeit fort- 
fahren. Das Ergebnis nimmt die Nervosi- 
tät und die bisher teilweise immer noch 
vorhandene Depression aus der Partei 
heraus. Wir sind ein großes Stück weiter- 
gekommen. 

Das kann die SPD nun wahrlich nicht 

sagen. Engholm hat im Vergleich z1". 
Landtagswahl glatte 12 Prozent verlo „ 
In absoluten Stimmen ist er von 85°- ± 
auf 604.000 abgestürzt, also um mehr. 
eine viertel Million. Das ist die Qu|tIU 

für sein Nichtstun und seine Führung 
schwäche. Das Ergebnis gibt uns als 
CDU eine gute Chance für die Bunde 
tagswahl am 2. Dezember. 

In dem Maße, in dem der Erholung^ 
zeß der Partei fortschreitet, werden *'' 
auch mit wesentlich verbesserten Au^.f 
sichten in die nächste LandtagswahK   \ 
1992 stattfindet, hineingehen. Mein V 
gilt den vielen Parteifreunden und ins 

sondere den Kommunalpolitikerin^ 
und -Politikern, die sich in diesem Wa 

kämpf so großartig engagiert haben- 

Ein großes Dankeschön geht aberauc 

an die Adresse Helmut Kohls, der mc 

nur für Rückenwind aus Bonn geS°rL- 
hat, sondern mit dem großartigen ®l 

Wahlergebnis Grund zu Optimismus   ^ 
gelegt hat. 

Infas: Schleswig-Holstein ist nicht rot geworden 
Nach der Kommunalwahl in Schles- 
wig-Holstein liegen die beiden gro- 
ßen Parteien nach Ansicht des Bon- 
ner Wahlforschungsinstitutes Infas 
gleichauf. In der Analyse heißt es 
unter anderem: 
Wie erwartet gelang es der SPD in 
Schleswig-Holstein nicht, an ihr sensa- 

tionelles Wahlergebnis aus der Land- 
tagswahl 1988 (54,8 Prozent) annä- 
hernd heranzukommen. Sie blieb 
sogar noch leicht unter den bei der 
Europawahl 1989 erzielten 44,4 Pro- 
zent. Auch wenn die SPD insgesamt 
zur stärksten Partei aufrückte: Schles- 
wig-Holstein ist nicht rot geworden- 
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Ergebnisse der Gemeinderatswahl 
in den kreisfreien Städten 

Wahljahr Wahl- 
bet. 

SPD CDU FDP Grüne SSW 

Flensburg G1990 63,4 39,0 32,0 3,2 6,7 19,2 
G 1986 63,6 35,1 33,3 2,7 8,0 20,6 
B 1987 80,6 46,4 35,7 7,9 9,3 - 
L1988 74,4 51,4 25,2 3,1 2,8 15,9 

Kiel G1990 62,4 51,3 32,8 5,4 7,8 0,2 
G1986 60,8 50,6 36,6 3,0 8,8 0,1 
B1987 82,3 47,3 33,6 7,8 10,5 — 
L1988 77,3 64,6 25,1 3,9 3,4 0,3 

Lübeck G1990 64,3 45,1 38,4 5,4 5,5 - 
G1986 61,6 • 43,8 39,7 2,3 7,9 — 
B 1987 80,9 43,3 40,3 7,8 7,6 — 
L1988 74,0 60,1 30,1 3,4 2,8 — 

Neumünster G1990 62,3 49,3 39,5 4,7 6,3 - 
G 1986 64,0 48,9 40,7 2,5 7,3 — 
B 1987 81,0 45,5 40,5 6,7 6,6 — 
L1988 73,0 61,2 29,8 3,3 2,8 — 

G      =  Gemeinderatswahl 
K      =  Kreistagswahl 
B      =  Bundestagswahl (Zweitstimmen) 

L 
WG 

Landtagswahl 
Wählergruppen 

Ergebnisse der Kreistagswahl 
in den Kreisen 

Wahljahr    Wahl- 
bet. 

SPD      CDU       FDP    Grüne      SSW 

Dithmarschen K1990 
K 1986 
B1987 
L1988 

72,3 
72,9 
84,4 
78,7 

41,3 

36,6 
39,1 
52,7 

42,9 
44,3 
44,9 
36,7 

4,2 
3,6 
9,2 

4,1 

3,6 
4,2 
5,8 
2,3 0,1 



^SsyNALWAHLEN UiD 11/1990 • Seite 7 

^^ 

Wahljahr    Wahl- SPD CDU FDP    Grüne SSW REP 

•k^_ bet. 

er2o8tum Lauenburg K1990 72,8 40,9 43,5 7,6 5,6 _ 1,9 

K1986 72,0 38,5 46,4 6,5 8,4 — — 

B1987 85,6 37,0 44,7 10,1 7,3 — — 

L1988 77,6 51,3 36,7 5,0 3,1 — 1,1 

Gesund K1990 70,1 36,2 39,4 5,4 4,9 5,2 — 

K1986 69,2 38,7 43,0 5,2 7,1 6,0 — 

B1987 82,5 37,7 42,8 10,4 8,3 — — 

L1988 76,4 49,2 35,0 4,4 3,0 5,9 0,2 

höhten, K1990 72,2 43,2 43,1 6,3 5,1 — 2,3 

K1986 71,1 41,6 46,1 4,6 5,9 — — 

B1987 85,4 39,7 44,4 8,6 6,4 — — 

L1988 78,9 54,1 36,5 3,7 2,4 — 0,8 

Piöl»eberg K1990 69,0 43,2 40,8 7,9 8,2 — — 

K1986 69,1 40,5 44,8 4,8 8,9 — — 

B1987 86,0 37,9 42,5 10,6 8,3 — — 

L1988 76,1 54,1 33,5 5,6 3,4 0,3 0,4 
pIön 

K1990 76,4 45,4 42,4 5,4 5,9 — — 

K1986 74,0 42,6 46,2 3,9 6,9 — — 

B1987 87,9 40,4 41,7 9,0 8,1 — — 

L1988 83,4 56,5 33,7 4,2 2,6 — 0,6 

Je>rg- 
^förde 

K1990 72,9 42,6 43,9 6,0 5,0 1,4 1,2 

K1986 72,5 40,1 47,1 4,5 6,6 1,1 — 

B1987 85,9 39,9 42,2 9,4 7,7 — — 

L1988 80,9 54,8 34,2 4,5 2,3 1,8 0,5 

^'^g-Flensburg K1990 73,5 39,2 44,1 4,3 4,4 8,1 — 

K1986 72,5 33,6 45,6 3,2 5,5 8,2 — 

B1987 84,7 38,5 44,0 8,8 7,9 — — 

L1988 79,8 49,6 34,2 3,6 2,3 8,2 0,2 

^eberg K1990 67,2 41,0 44,8 8,2 6,0 — — 

K1986 66,6 35,7 48,8 7,1 8,2 — — 

B1987 84,5 35,2 44,7 11,3 7,9 — — 

\_ 
L1988 74,7 52,4 35,6 5,9 2,9 0,5 
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Hoffnung und Zuversicht in der DDK 
bremsen den Strom der Übersiedler 
Die Aussiedlerbeauftragte der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion, die nieder- 
sächsische Bundestagsabgeordnete 
Gertrud Dempwolf, hat den drasti- 
schen Rückgang der Zahl der Über- 
siedler am Wochenende als Zeichen 
dafür gewertet, daß die Maßnahmen 
der Bundesregierung ihre Wirkung 
tun. 

Am letzten Samstag wurden 132 Über- 
siedler in der Bundesrepublik registriert. 
Vor der Wahl am 18. März 1990 kamen 
fast 2.000 Übersiedler täglich in die Bun- 
desrepublik Deutschland. Hier zeigt sich, 
daß der Wahlerfolg der CDU unseren 
Landsleuten in der DDR Hoffnung und 
Zuversicht auf eine Verbesserung ihrer 
politischen, wirtschaftlichen Lage gibt. 

Die starke Reduzierung des Übersiedler- 
stromes straft auch den Kanzlerkandida- 
ten der SPD, Oskar Lafontaine, und seine 
hemmungslose Verunsicherung der Men- 
schen in beiden Teilen Deutschlands 

Lügen. Nicht das Notaufnahrneverfr11 

und seine vermeintlichen Anreize hat jfl 
Menschen bewogen, eine neue Heima 

der Bundesrepublik zu suchen, sondern 

ihre aussichtslose Lage unter der alte" 
Regierung der DDR. 
Die geänderte Perspektive im anderen ^ 
Teil Deutschlands rechtfertigt auch,da 

in der kommenden Woche Übersie<Her' 
die selbst gekündigt haben, arbeitslos 
Bundesbürgern gleichgestellt werden- 
Beim Erhalt des Eingliederungsgel^5 

werden die Arbeitsämter in diesen Fäl 

die übliche Sperrzeit von 12 Wochen 
nach § 19 des Arbeitsförderungsgeset2 

(AFG) anwenden. Denn die pausch*e 

Annahme, daß Übersiedler ihren Arbc 

platz in einer Zwangslage verlassen 
haben, gilt nach der Wahl am 18. ^n 

1990 nicht mehr. Wer heute seinen 
Arbeitsplatz in der DDR freiwillig auf- 
gibt kann nicht anders behandelt wfr' „ 
den als ein Bundesbürger in der glelC  f 
Situation. 

Wahljahr    Wahl- 
bet. 

SPD     CDU      FDP    Grüne     SSW 

Steinburg 

Stormarn 

K1990 70,7 44,1 44,2 5,2 6,1 
K1986 70,2 40,5 46,7 3,6 5,5 
B 1987 84,5 39,8 43,4 8,4 7,5 
L1988 77,1 54,3 35,2 4,3 3,0 

K1990 72,1 41,1 43,8 7,8 7,3 
K1986 71,1 38,1 46,1 5,9 9,7 
B1987 86,8 35,1 42,9 12,3 8,9 
L1988 78,0 52,3 35,5 5,5 3,5 

0,1 
0,3 

0,4 
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Auch das Studium in der DDR 
muß wieder attraktiv werden 

>ewerber aus der DDR und B(i|-|- ^"viuci  aus uci  L**-m %*"\* 
lUßa   (°st)' die dort eine Hochschul- 
kön     s*>erecnt'gun8 erworben haben, 
ejn

ne" grundsätzlich ein Studium an 
blikn ocnscnu'e in der Bundesrepu- 
Atie Keutsch,and aufnehmen. Die 
ber   ^ennung der Hochschulzugangs- 
iUsr~

hti.8ungen erfolgt durch die 
tbP

a'!di8en Ministerien der Länder. 
tei, derzeitige Zahl der Studen- 
bin/Ji Hochschulen der Bundesrepu- 
sta^

üeutschland, die aus der DDR 

dies ^f11» gibt es ke'ne An8aDen' da 

St«** .tudenten als Deutsche in den 
den ,St'*cen nicnt gesondert erfaßt wer- 

Di, 
Moti •ve von Studienbewerbern aus ^rr»r\u,vc von ^tuaienDeweroern dU* 

Bü n.   
R' ein Hochschulstudium in der 

ben  
esrePublik Deutschland anzustre- 

'Sind vielfältig: 

tive
In der DDR war bislang eine restrik- 

xjs JjP,0litiscn motivierte Zulassun'gspra- 
bert d"rch die viele Studienbewer- 
?u   [otz Eignung nicht zum Studium 
fassen wurden. 
den

An.den Hochschulen der DDR wer- 
Bet •   Cher wie Volkswirtschaftslehre, 
sch

n
f
ebswmschaftslehre, Sozialwissen- 

inte
d °der Philosophie nicht nach den 

H National üblichen wissenschaftlichen 
an Jerien gelehrt. Das Fach Informatik ist 
fc tv*1 ^0crischulen kaum vertreten. 
tech le Ausstattung mit Fachliteratur und 
cje  

nischem Gerät entspricht nur selten 
^^internationalen Standard. 
der 'e bisnerige starke Ideologisierung 
päc^°8enannten „gesellschaftsrelevanten 

her" läßt die künftige Verwertbarkeit 

eines solchen Studiums in der DDR als 
wenig aussichtsreich erscheinen. 
• Die studentische Sozialpolitik in der 
Bundesrepublik Deutschland ist vor 
allem durch das BAföG attraktiv für 
Bewerber aus der DDR. 
Ein nennenswerter Zustrom von Studien- 
bewerbern aus der DDR würde die ohne- 
hin schon angespannte Lage an den west- 
deutschen Universitäten weiter verschär- 
fen. Vor allem an den grenznahen Univer- 
sitäten Berlin, Göttingen, Marburg und 
Bayreuth könnten erhebliche Probleme 
eintreten. Über die zu erwartende Zahl an 
Studienbewerbern aus der DDR lassen 
sich nur vorsichtige Schätzungen anstel- 
len: An den 54 Hochschulen in der DDR 

Von Generalsekretär 
Volker Rühe 

studierten 1987 insgesamt 132.000 Stu- 
denten. Unter den 35.000 Bewerbern für 
das Sommersemester 1990 bei der ZVS 
befanden sich lediglich 800 Bewerber aus 
der DDR. Da zu Wintersemestern aber 
regelmäßig eine höhere Zahl an Erstse- 
mestern verzeichnet wird, muß für den 
Herbst 1990 auch mit einer höheren Zahl 
an Studienbewerbern aus der DDR 
gerechnet werden. Der Bundesbildungs- 
minister hält es für möglich, daß bis zu 
45.000 Studienbewerber aus der DDR 
einen Studienplatz in der Bundesrepublik 
suchen. In diese Schätzung ist bereits ein- 
kalkuliert, daß die Verkürzung der 
Dienstzeit bei der NVA einen zusätzli- 
chen Schub an Studienbewerbern 
erzeugt. 
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• Die mit über 1,5 Millionen Studenten 
überlasteten Hochschulen (bei weniger 
als 800.0000 Studienplätzen) könnten 
eine weitere Steigerung der Studenten- 
zahlen kaum verkraften. 
• Auch der Wohnraum für Studenten ist 
äußerst knapp; für weiteren Bedarf fehlt 
es an Kapazität. 

• Ein Vergleich der Leistungsprofile der 
Abiturprüfungen in der Bundesrepublik 
Deutschland und in der DDR hat erge- 
ben, daß bis auf die Fächer Mathematik 
und Physik eine Gleichwertigkeit der Lei- 
stungsanforderungen nicht gegeben ist. 
Es steht zu erwarten, daß die geringeren 
Leistungsanforderungen zur Erlangung 
einer Hochschulzugangsberechtigung in 
der DDR zu einem Verdrängungswettbe- 
werb gegenüber Bewerbern aus der Bun- 
desrepublik Deutschland führen, mit 
allen negativen Folgen für das Klima 
unter den Studenten. 

Um eine weitere Verschärfung der Lage 
an den Hochschulen in der Bundesrepu- 
blik Deutschland durch einen größeren 
Zustrom von Bewerbern aus der DDR zu 
verhindern, müssen 

• unberechtigte Ängste der Studenten in 
der DDR abgebaut, 

• gleiche Leistungsanforderungen für 
Studienbewerber aus der Bundesrepublik 
Deutschland und der DDR gelten und 
• das Studium in der DDR attraktiv 
gemacht werden. 

Um diese Ziele zu erreichen, sind fol- 
gende Maßnahmen vorzuschlagen: 

D Es muß von Politikern beider deut- 
scher Staaten öffentlich klargestellt wer- 
den, daß der deutsche Einigungsprozeß 
nicht zu einem plötzlichen und radikalen 
Abbau der in der DDR bestehenden Stu- 
dienfinanzierung und anderer sozialer 
Hilfen für Studenten führen wird, wie 
z.B. Studentenwohnheime und Kinderbe- 
treuungseinrichtungen. 

0 Studienberechtigte in der DD&   „. 
die Aufnahme eines Studiums in der.^ 
desrepublik Deutschland planen, müsS 

frühzeitig die Möglichkeit haben, sieb 
über die realistischen Studienbeding1"1' 
gen in Westdeutschland zu informier11' 

El Die Leistungen nach dem BundcS* 
ausbildungsförderungsgesetz dürfe*1 

nicht zu sozialen Verzerrungseffekten . 
führen. Ein Student, der in der DD^ S 

nen Wohnsitz hat und an einer grenz*1 

hen Universität studiert, kann nach g« 
tendem Recht bis zum vollen BAföG n. 
gefördert werden. Auf Grund der gelie 

den Währungsparitäten stünden ihn1, 
damit Finanzmittel zur Verfügung, d16 ., 
der DDR einem Chefarzt-Gehalt entsP 
chen. 
Die Bundesregierung sollte ermächtig 
werden, die BAföG-Leistungen für «r! 
dungspendier" sozial gerecht zu mod' 
zieren. Ein entsprechender Antrag def 

CDU/CSU-Bundestagsfraktion lieg1 

bereits vor. 

Q Die Anerkennungspraxis der in <£ 
DDR erworbenen HochschulzugangsD 

rechtigungen bedarf einer Überprüft1^ 
Es ist festzustellen, ob das für die H°c ^ 
schulzugangsberechtigung geforderte £ 
stungsniveau in allen Fällen identisch' 
mit den Leistungsanforderungen in de 

Bundesrepublik Deutschland. Weicht 
Leistungsniveau nach unten hin ab ode 

ist eine Vergleichbarkeit der Niveaus 
nicht herzustellen, sind ggf. Hochschu' 
eingangsprüfungen und Nachqualif"lZ,e 

rungskurse vorzusehen. 
Der Freistaat Bayern erkennt inzwische 

in der DDR erworbene Hochschulzu- 
gangsberechtigungen grundsätzlich n'c 

mehr an; andere Länder erwägen den 
gleichen Schritt. 
Eine Arbeitsgruppe der Kultusminis^ 
konferenz prüft derzeit den entspreche 
den Handlungsbedarf. 
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jj". nauPtziel muß es sein, das Studium 
cwfr DDR für die dort lebenden Stu- 
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-attraktiv zu machen. Es gilt, einen 
'.Ue«uellen Exodus aus der DDR zu 

Qenten 
»nteli 

sehelriuern Und ßenügend junge Men- 
jn   n heranzubilden, die bereit und auch 
ejne

Cr Lage sind, sich für den Aufbau 
$Cft 

r
f freiheitlich-demokratischen Gesell- 

gier 
ts' Und Wirtschaftsordnung zu enga- 

ge 'e aus den ersten freien Volkskam- 
der ^

,en hervorgegangene Regierung 
La    

DR sowie die noch zu wählenden 
eine 

esre8«erungen haben die Aufgabe, 
]ejt 

Umfassende Hochschulreform einzu- 
te. n-öie Freiheit von Forschung und 
or;/

e.lst z" gewährleisten. Zukunfts- 
und TUerte Studiengänge wie BWL, VWL 
riCnt 

nformatik sind bevorzugt neu einzu- 

v    
le an den Hochschulen der DDR 

mus andenen räumlichen Kapazitäten 
größ

Sen hesser genutzt werden, um einer 
aiie^

ren Zahl von Studenten — vor 

8'sch aUCl1 denen' die hisher aus ideolo- 
nalt 

en Gründen vom Studium fernge- 
H0Jln w°rden waren, — den Zugang zur 

Schule ermöglichen zu können. Für 
fle I Ik •      • 

lün  -;oergangszeit kann auch die Eintei- 
8 des Studienjahres in Trimester erwo- 

Jjn Werden. 

'ich r,ngend notwendig ist eine wesent- 
sek JerDesserte Ausstattung der Hoch- 

len in der DDR mit internationaler 

sind Tne Übergangszeit 
^^jmester denkbar 

mod
enschaftlicher Fachliteratur und 

beSs
ernem technischen Gerät. Die Ver- 

tnüß
eru.n8 der sächlichen Ausstattung 

GrUnd °8li0hst rasch erfolgen, da sie 
schafH^0raussetzung für ein wissen- 
renz 

h.ches Studium ist, das zur Konkur- 
bijL JJ11 Bewerbern aus der Bundesrepu- 

Ueütschland befähigt. Der Vorschlag 

des RCDS ist zu begrüßen, die Spitzen- 
verbände der deutschen Wirtschaft soll- 
ten zu diesem Zweck einen Solidaritäts- 
fonds für die Hochschulen in der DDR 
einrichten. 
• Die Reform der Universitätsausbil- 
dung sowie der wissenschaftlichen For- 
schung in der DDR muß flankiert werden 
durch ein breit angelegtes Programm von 
Hochschulpartnerschaften zwischen 
West- und Ostdeutschland. Im Rahmen 

Die Möglichkeiten des 
Fernstudiums einbeziehen  

dieser Partnerschaften kann fachliche 
Beratung und wissenschaftlicher Aus- 
tausch organisiert werden. Es wäre z. B. 
ohne größeren Aufwand möglich, Vorle- 
sungsangebote westdeutscher Hochschu- 
len in propädeutischen Fächern als 
„Sommerakademien" an Hochschulen 
der DDR zu wiederholen. In diesen wis- 
senschaftlichen Austausch sind auch die 
bestehenden Möglichkeiten des Fernstu- 
diums einzubeziehen. 

• Vor allem in jenen Studienfächern, die 
der ideologischen Beeinflussung in den 
zurückliegenden Jahren besonders stark 
ausgesetzt waren, kann ein Neuanfang 
nur durch einen umfassenden personel- 
len Neubeginn erzielt werden. Die gegen- 
wärtige Lage auf dem Arbeitsmarkt für 
Hochschuldozenten in der Bundesrepu- 
blik Deutschland läßt es zu, Nachwuchs- 
wissenschaftler für eine zeitlich begrenzte 
Lehrtätigkeit in der DDR einzustellen. 
Diese würden damit die Chance erhalten, 
wissenschaftlich arbeiten zu können, was 
ihre künftigen Berufungschancen erhö- 
hen würde. 
• Die verfassungsrechtlich verankerte 
Kulturhoheit der Länder verpflichtet 
diese, neben dem Bund einen Beitrag 
zum Aufbau einer freiheitlichen universi- 
tären Lehre und Forschung in der DDR 
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zu leisten. Der bereits heute erkennbare 
hohe Ersatzbedarf an Universitätsdozen- 
ten ab dem Jahr 2000 rechtfertigt gegen- 
wärtig die Verwendung von Haushalts- 
mitteln der Länder für den Einsatz von 
Nachwuchswissenschaftlern in der DDR: 
Die Länder stellen damit sicher, daß ihr 
eigener Bedarf an wissenschaftlichem 
Personal auch künftig gedeckt werden 
kann. Die Mittel des Bundes könnten 
bevorzugt für die Förderung von Dok- 
toranden und Habilitanten eingesetzt 
werden, damit auch Nachwuchswissen- 
schaftlern in der DDR eine attraktive Per- 
spektive geboten werden kann. 
• Die Attraktivität der Hochschulen in 
der DDR hängt nicht zuletzt von der 
Bereitschaft ausgewiesener Wissenschaft- 
ler aus den freiheitlichen Demokratien 
des Westens ab, einen Lehrauftrag oder 
eine Gastprofessur in der DDR anzuneh- - 
men. Statt viele Studenten nach Westen 
ziehen zu lassen, sollten wenige, aber 
hoch qualifizierte Professoren bereit sein, 
ihr Können und Wissen auch im Osten 
Deutschlands weiterzugeben. 
• Der Aufbau leistungsfähiger Hoch- 
schulen in der DDR wird nicht zum Null- 
tarif zu haben sein. Es wird vor allem 
auch darauf ankommen, bereits vorhan- 
dene Gelder für Wissenschaft und For- 
schung in der DDR einzusetzen. Hier 
stellt sich dem Stifterverband für die 
Deutsche Wissenschaft eine neue, loh- 
nende Aufgabe. Die dort investierten Stif- 
tungsmittel kommen bereits mittelfristig 
auch dem Aufbau der Wirtschaft in der 
DDR zugute; sie tragen unmittelbar dazu 
bei, Unternehmen in der DDR koopera- 
tionsfähig zu machen mit solchen in der 
Bundesrepublik Deutschland. Bei der 
Vergabe von Geldern für die sog. „Dritt- 
mittelforschung" sollten wissenschaftli- 
che Forschungseinrichtungen in der 
DDR zunehmend einbezogen werden, 
um den Wissenstransfer zwischen Hoch- 
schule und Wirtschaft sicherzustellen. 

Bis 1993 rund 54.000 
Park-and-Ride-PIätze 
Um das Umsteigen von Autofahrtf11 

auf S- und U-Bahnen oder Omni- 
busse zu fördern, will der Bund bis 
1993 die Einrichtung von rund 54.^ 
Park-and-Ride-Plätzen - auf den«" 
die Autofahrer ihren Wagen zum 
Umsteigen in ein öffentliches Ver- 
kehrsmittel stehen lassen können -* 
mitfinanzieren. 
Wie der Parlamentarische Staatssek'e' 
tär im Verkehrsministerium, D'etfL 
Schulte, mitteilte, sind bereits 37.00° 
Park-and-Ride-Plätze erstellt worden- 
bis 1993 sei der Bau von 17.000 weite' 
ren geplant. 
Um zur Entlastung der Straßen und 
zur Verringerung von Abgas und l# 
beizutragen, unterstützt der Bund 
auch die Bildung von Fahrgemein- 
schaften. 
Die Belastung der Anwohner durch 
Kraftfahrzeuge sei vor allem in deü 

Ballungszentren groß. Dort sei die 
Kraftfahrzeugdichte mit 474 Pkw aüI 

1.000 Einwohner allerdings wenige' 
stark als auf dem Lande, wo durch- 
schnittlich 490 Pkw auf 1.000 Ein*0"' 
ner entfallen. . 

Auch andere private Stiftungen in de' 
Bundesrepublik Deutschland, wie t$- 
die VW-Stiftung, die Shell-Stiftung °ae 

die Quandt-Stiftung sowie die acht 
Begabtenförderungswerke könnten ei 
Beitrag leisten, das Studium in der D»- 
für die dortigen Studenten attraktiv zu 
machen. 
• Die von der EG aufgelegten Fördef' 
programme für Studenten (ERASMÜ5' 
sollten nicht nur, wie beabsichtigt, au . 
Polen, CSSR und Ungarn, sondern auc 
auf die DDR ausgedehnt werden. 
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<Htobahnraststätten 

w Pächter wehren sich gegen 
^viel staatliche Bevormundung 
Ne„ "^strebte Privatisierung und 
$% ^anisation der Autobahnrast- 
^«r AUn<* Tankstellen war Thema 
gruniv ühör«ng, zu der die Arbeits- 
*JJ* Verkehr der CDU/CSU-Bun- 
terna l   ktion 220 »«troffene Päch_ 

trgei . B°nn eingeladen hatte. Zum 
Vw1 dieser Anhörung erklärten 
Cöi j/r*,enrsPolitische Sprecher der 
FjSc.  

cSU-Bundestagsfraktion, Dirk 
st»tfe

e\Und der zuständige Berichter- 
fc   

er'Michael Jung: 
ä 
die isjar es'Vor einer Entscheidung über 
$tätte euorganisation der Autobahnrast- 
beflnJ'die sich voll in staatlicher Hand 
dem M-n' ^odelle zu entwickeln, die 
sten?  

lttelstand sowohl künftig eine Exi- 
tneris

8?lndlage als auch mehr unterneh- 
^    che Gestaltungsfreiheit bieten. 

steiit vylner ersten Bewertung kann festge- 
setxu   e5den» daß die gemeinsame Ziel- 
der A 8 besteht, die Leistungsfähigkeit 
hen ü *°Dahnraststätten weiter zu erhö- 
Ser2ü h damit die Kundenwünsche bes- 
Verstä ^

friedigen. Hierzu bedarf es einer 
*uch;    . nS des privaten Engagements 
größe

m investiven Bereich, da damit eine 
ber   *e Handlungsfreiheit für den Betrei- 

'Waffen wird. 

vieie M
S-Präche machten deutlich, daß 

*Urück   ngel nicnt auf die Betreiber 

druc.   .ufur»ren, sondern vielmehr Aus- 
&eVon!lner ausgeuferten staatlichen 
des ^""dung sind. Die Anweisungen 
U. a . a^es an die Pächter drücken sich 
% jv.n Agenden Kuriositäten aus: 

Jf sPeisekarte darf nicht strukturell 
8ea«dert werden. 

• Eine freundlichere Gestaltung des 
Gastraums bedarf der Genehmigung. 

• Der angebotene Eintopf hat mindestens 
100 g Fleischeinlage zu enthalten. 

• Es wird kein Pachtzins auf Toiletten- 
entgelte erhoben, wenn dieses Entgelt 
einschließlich Toilettenpapier 0,20 DM 
nicht übersteigt. 

Kritisiert wurde auch die Tatsache, daß 
Straßenbauverwaltungen, die sonst aus- 
schließlich für den Neu- und Ausbau von 
Straßen zuständig sind, Raststätten 
bauen, für die völlig andere Maßstäbe 
anzulegen sind. Daher ist auch eine Neu- 
ordnung der Planungs- und Baukompe- 
tenzen für die Raststätten erforderlich. Es 
bietet sich deshalb eine Privatisierung der 
bestehenden Gesellschaft für Nebenbe- 
triebe an den Bundesautobahnen (GfN) 
in Form einer Aktiengesellschaft an, bei 
der dann auch die Pächter eine Möglich- 
keit der Beteiligung und Mitwirkung 
haben. Auch für die künftige Eigentums- 
und Pachtregelung der Autobahnraststät- 
ten muß mehr unternehmerisches Han- 
deln der Betreiber und weniger staatli- 
cher Dirigismus möglich sein. 

Die Arbeitsgruppe Verkehr der CDU/ 
CSU wird jetzt ihre Vorstellungen kon- 
kretisieren und in die Beratungen des 
Verkehrsausschusses einbringen. Wir 
werden dazu weitere Gespräche mit 
einem von den Pächtern gebildeten Priva- 
tisierungsausschuß führen. Der Verkehrs- 
ausschuß des Deutschen Bundestages 
wiederum wird an den Bundesminister 
für Verkehr eine Empfehlung für eine 
künftige Kabinettsvorlage abgeben.       • 
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Vernünftige Energiepolitik 
für Grüne „böhmische Dörfer" 
Zum Entwurf eines Aktionsprogramms 
der Grünen für die Bundestagswahl 
hat der Vorsitzende des CDU-Bundes- 
fachausschusses „Energiepolitik", 
Ludwig Gerstein, Stellung genommen: 

Wenn es noch eines weiteren Beweises 
dafür bedurft hätte, daß die Bestandteile 
einer realistischen, umfassenden und 
umweltverträglichen Energiepolitik für 
die Grünen „böhmische Dörfer" sind, 
dann hat ihn der Entwurf des Aktions- 
programmes der Grünen zur Bundestags- 
wahl geliefert. Das seit eh und je gebets- 
mühlenartig vorgetragene über den Wol- 
ken schwebende Gebräu grüner Energie-' 
Politik wird auch durch die x-te Wieder- 
holung nicht richtiger. Die Grünen bauen 
an ihren Luftschlössern weiter. Fakten 
werden nicht zur Kenntnis genommen. 

• Der klimaverändernde Prozeß — der 
Treibhauseffekt — hat bereits eingesetzt. 
Auf die verantwortliche Nutzung der 
Kernenergie kann deshalb heute nicht 
verzichtet werden. Sie hat der Bundesre- 
publik Deutschland jährlich Millionen 
Tonnen CCh-Emissionen erspart. Neben 
dem kurzfristigen Ausstieg aus der Kern- 
energienutzung fordern die Grünen eine 
„drastische Rückführung der Verbren- 
nung von Kohle, Öl und Holz". Diese 
Kombination ist vollständig illusorisch: 
In der Bundesrepublik Deutschland wer- 
den 48 Prozent des Strombedarfs aus 
Stein- und Braunkohlekraftwerken 
gewonnen. An zweiter Stelle steht die 
Kernkraft: Die 21 deutschen Kernkraft- 
werke sind zu 39 Prozent an der öffentli- 
chen Stromversorgung beteiligt. 

• Völlig ungeniert wird von den Grünen 
vorgetäuscht, daß die Energieversorgung 

durch Energiesparprogramme und d 
Energiegewinnung aus regenerativ«0 j,. 
Quellen sichergestellt werden kann- ** 
tig ist dagegen: Die erneuerbaren En 
gien können die heute verfügbaren & 
gien auch bei größten Anstrengung«0 

bestenfalls ergänzen, aber auf gar k*L. 
Fall ersetzen. Wir wissen, daß jede & 
Wattstunde, die aus „sanfter Energ^ 
erzeugt wird, dazu beiträgt, daß uns« 
Umwelt nicht noch mehr belastet wir ' 
Notwendig ist deshalb die verstärkt« 
Erforschung von Zukunftslösunge°- 
CDU-geführte Bundesregierung nat.  sie 
gehandelt. 273,3 Millionen DM ste'Ite. 
1989 für den Bereich „erneuerbare u^. 
rationellere Energieverwendung" zü* -ll(\ 
fügung. Sie setzt damit mehr Finanz01 

ein, als jedes andere Land in Europa 
mehr als alle EG-Länder zusammen- 

Die Grünen ignorieren 
die bereits erreichten Erfgjg^ 

• Die Grünen ignorieren völlig d,e   ^ 
bereits erreichten Erfolge bei der En 
einsparung. 1974 lag der auf Wohn«1 

chen bezogene Wärmebedarf durch- 
schnittlich bei 40 Liter Heizöl pro Qü 

dratmeter und Jahr. Heute liegt der 
Durchschnittswert bei der Hälfte: run ^ 
20 Liter Heizöl. Der Brennstoffverbrf fl 

je Kilowattstunde Strom wurde seit o 
50er Jahren halbiert, die Netzverlust 
zwei Drittel gesenkt. Seit Mitte de/.Lso 
Jahre konnte die Energieproduktiv»1 

gesteigert werden, daß heute mit etW|,eiii 
dem gleichen Primärenergieverbrauc ^ 
30 Prozent höheres Sozialprodukt *** 
schaftet wird. Dieser Weg muß k°nS ' j 
quent weitergegangen werden. 
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erfj,ßt 
e,lefen sich die polizeilich 

^2l io Umweltverstöße auf lediglich 
W«!?88 waren es bereits 21116. 

Sesch 

Strafen r°U die Umwelt durch höhere 

'ur Umweltkriminelle besser 

??im Umwelt-Straf recht werden 
JIe Schiupilöcher geschlossen 

werden können. Dem illegalen Abfalltou- 
rismus, der insbesondere die Dritte Welt 
belastet, soll ein Riegel vorgeschoben 
werden. Umweltgefährdende Abfallbesei- 
tigung will der Gesetzgeber künftig dra- 
stischer ahnden — mit fünf statt drei Jah- 
ren Haft oder entsprechender Geldstrafe. 

Andererseits wird der „tätigen Reue" 
mehr Raum gegeben: Gerichte können 
die Strafe mildern oder ganz auf sie ver- 
zichten, wenn es einem Täter in „tätiger 
Reue" gelingt, „freiwillig" die Gefahr 
abzuwenden, „bevor ein erheblicher 
Schaden entsteht." 

Zum Gesetzesvorhaben erklärte Dr. Paul 
Laufs, stellvertretender Vorsitzender der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion: „Es ist 
zwar richtig: Das Strafrecht kommt 

mit hg t  Werden. Die Behörden sollen 

S*eh«en Banda8en 8e8en 

°rhai»H      täter VOI"genen können. 
che„ * d

k
ene Lücken beim straf rechtli- 

§eschiC    2 der Umwelt sollen 
H'chtipSSen werden- Dies sind die 

^Weit tCn Ziele des Entwurfes des 

der ij etl Gesetzes zur Bekämpfung 
dem Äeltk"mininalität", der nach 
•nut K L, n der Bundesregierung Hel- 
rNe v°    nocn 'n dieser Legislaturpe- 

^abschiedet werden soll. 

\ty , c"ststrafe für besonders schwere 
Jahre ^

tstraftaten soll von fünf auf zehn 
^ejne, 

n8ehoben werden, auch wenn 
sche *0nkrete Gefährdung von Men- 
der Hod°rlag- Leiter soll der Tatbestand 
den, g- ^nverunreinigung eingeführt wer- 
^enn ', an§ konnte nur belangt werden, 
Vini eichzeiti8 eine Grundwasserver- 
cher ^jff

Ung oder die Lagerung gefährli- 
V$eu  

a''e nachgewiesen wurde. Die 
aus ein

C    ng z- B- des Bodens mit Altöl 
rechtii Qh* Tanlcwagen wird bislang straf- 

Die wichtigsten Ziele des 
Entwurfes eines zweiten 
Gesetzes zur Bekämpfung 
der Umweltkriminalität 

nicht verfolgt. 

reinig 
le Strafvorschrift gegen Luftverun- 

^issi  8 So11 durch die Einführung eines n,Ssir» «uiv.il uic ciiuuiiiuiig i 
den, rj nstat°estandes weiter gefaßt wer- 
stöße b

leser bezieht sich auf Rechtsver- 
Aniag 

eim Betrieb von industriellen 

^hr]6!!1 So11 "Verbunden werden, daß 
§etj»rnt       Abfälle als Wirtschaftsgüter 
Mdrig Und die Schuldigen bei pflicht- 

en1 umgehen damit nicht erfaßt 

immer zu spät. Es trägt aber dazu bei, die 
Wertigkeit der geschützten Rechtsgüter 
im öffentlichen Bewußtsein nachhaltig zu 
verankern. Wer künftig illegal ein 
Gebäude in einem Naturschutzgebiet 
errichtet, der muß sich auch des straf- 
rechtlichen Risikos bewußt sein. Er muß 
das Gebäude nicht nur abreißen und den 
alten Zustand der Natur wiederherstel- 
len, sondern er erhält darüber hinaus 
auch eine empfindliche Strafe. Wir neh- 
men solche Grenzziehungen zum Schutz 
unserer Umwelt sehr ernst, und wir doku- 
mentieren dies mit unserer Gesetzesinitia- 
tive." 
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Zwei Staaten auf einen Blick 
DDR 

Bevölkerung (1989) 
insgesamt (in Millionen) 16,4 
darunter Frauen (in %) 52,2 
Geburten je 1 000 F.inwoh- 12,9 
ner 
Fläche (in 1 000 km2) 108 
Bevölkerung je m2 154 
Kindersterblichkeit (pro 9 
1 000 Geburten) 
Lebenserwartung (Jahre) 75 
Erwerbstätige (Millionen) 8,98 
darunter Frauen (in %) 49 
Arbeitslose (Millionen) 0 
Arbeitsproduktivität 49 
(in %) 

Umweltbelastung (1986) 

Bundes- 
rep. 

62,4 
51,5 
11,0 

249 
248 

73 
27,31 

38 
2,19 
100 

Schwefeldioxidemission 
in Mio. t 5,0 2,2 
Stickoxidemission 
in Mio. t. 1,0 3,0 

Verkehr(1988) 
Länge der Autobahnen in    1855    8618 
km 
elektrifizierte Bahnstrek- 32        47 
ken (km je 1 000 km2) 
zugelassene Personen- 3,7      28,9 
kraftwagen (Millionen) 

Einkommen, Ersparnis (1988) 
Monatsnettolöhne und 925     2 198 
-gehälter je Beschäftigten 
(M/DM) 

DDR    r* 

6,5 Ersparnis in % des verfüg- 
baren Einkommens 

Wohnungswirtschaft (1988) 

12> 

Wohnungen je 1 000 Ein- 
wohner 
Wohnfläche (m2 je Ein- 
wohner) 

Binnenhandel(1988) 
Einzelhandelsumsatz 
(Mrd. M/DM) 

Außenhandel (1988) 
Einfuhr (Mrd. Valuta- 
mark/DM) 
darunter aus (in %) 
UdSSR 
anderen sozialistischen 
Ländern 
nicht sozialistischen 
Ländern 
Ausfuhr (Mrd. Valuta- 
mark/DM) 
darunter nach (in %) 
UdSSR 
andere sozialistische 
Länder 
nicht sozialistische 
Länder 

421 

27,0 

127 

87,2 

426 

3^ 

483 

439-1 

39<?       ) 
29,5 

31,4 

90,2 

94,' 

567-' 

3\8       ) 33,7 33, 

30,5 

Quelle: Deutsches Institut für Wirtscria 
schung, Berlin 

ftsfor- 

Die deutsch-deutschen Wohlstandsunter- 
schiede sind nicht das Ergebnis natürli- 
cher Standortunterschiede, sondern einer 
verfehlten Wirtschafts- und Ordnungspo- 
litik im Osten. Denn in dem Teil Deutsch- 

lands, der nach dem Krieg von der so«£L 
tisch besetzten Zone zur DDR wurde, g 
es früher blühende und leistungsfähig2 

Wirtschaftszentren, vor allem in SaC,qoO) 
und Brandenburg,     (iwd/8. März «*^ 

iwd = Informationsdienst des Instituts der Deutschen Wirtschaft 



^2t£HLAND  

as Startsignal 
Ul»» wirtschaftlichen 

Jufbau der DDR 
ge$et7 *0rdernis eines „Leitsätze- 
Schaft     in der DDR erklärt der wirt- 
Cs^^Politische Sprecher der CDU/ 
^is^Undestagsfraktion, Matthias 
lüde ann: 

giing     *^R müssen die Rahmenbedin- 
%y• ZUr Schaffung der Wirtschafts-, 
Werde 

nSs" und Sozialunion aufgestellt 
bunR

n" hierzu bedarf es eines Gesetzge- 
sog   pfes

: der nach dem Vorbild des 
Erha'[d

eitsätzegesetzes" von Ludwig 
stein f •aus dem Jahre 1948 den Grund- 
der rjr\L

d*e Soziale Marktwirtschaft in 
die fvj-     legt. Dieser Grundstein muß 
f?ünu'ndestvoraussetzungen für das 
l>einK,?nieren eJner Marktwirtschaft 
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dazu zählen folgende „Essen- 

•E ̂ füh, SUr»es "
UrUng der Gewerbe-, Niederlas- 

%^*Und Vertragsfreiheit, 
^ü^j Ssu°g von Privateigentum an Pro- 
%pr  

nsm»tteln und -statten, 
Mär^

Sfrejgabe auf möglichst vielen 
V°n Inrf1' ms°esondere für Erzeugnisse 
kistnü     trie und Handel sowie Dienst- 
%Abs8h

en' 
Pols U°H  ^Ung des Außenhandelsmono- 
Schen L? Liberalisierung des innerdeut- 
%^ Handels, 

freih 
assung der Tarif- und Koalitions- 

•ungj,1' ^ufbau eines Arbeitsvermitt- 
^stem   r?- ^rbeitslosenversicherungs- 

a fung eines investitions- und lei- 
% b.° Rundlichen Steuersystems, 
lrolie A    

Un8 einer Wettbewerbskon- 
^ün(j   ^

rcn weitgehende Übernahme des 

Ordnu ' Anführung einer Arbeitsrechts- 
k-,        8 nach hiinHAcrlAiitcrVipfn VnrhiM 

Stündlich, 

schulischen Wettbewerbsrechts 
u,1ch der Fusionskontrolle. 

ein- 

Billigkeitsregelung 
für Hilfeleistungen 
an die DDR 
Aus allgemeinen Steuerbefreiungen 
mit den Ländern sind Billigkeitser- 
wägungen für unentgeltliche Hilfe- 
leistungen von Unternehmen in der 
Bundesrepublik Deutschland an 
Unternehmen und öffentliche Stel- 
len in der DDR vereinbart worden. 
Dazu erklärte der Parlamentari- 
sche Staatssekretär beim Bundes- 
minister der Finanzen Friedrich 
Voss: 
Infolge der politischen Veränderun- 
gen in der DDR sind viele Unterneh- 
men in der Bundesrepublik Deutsch- 
land bereit, aus selbstlosen Beweg- 
gründen wirtschaftliche Hilfeleistun- 
gen in Form von unentgeltlichen 
Zuwendungen zu erbringen. Empfän- 
ger sind Unternehmen, karitative 
Organisationen, Kirchen oder öffentli- 
che Stellen in der DDR. 

Hilfen für Hilfe 
Beispiele für derartige Hilfeleistungen 
sind die Überlassung gebrauchter 
Wirtschaftsgüter wie Fernschreiber, 
Bürokopierer, Schreibmaschinen, die 
Gestellung medizinischer Einrichtun- 
gen (z.B. Zahnarztstühle) und 
Umweltschutzeinrichtungen, die Über- 
lassung von Bussen und Bahnfahrzeu- 
gen hier ansässiger Verkehrs- 
unternehmen an Gemeinden oder Ver- 
kehrsbetriebe in der DDR. 
Derartige Zuwendungen sollen in der 
Zeit vom 1. November 1989 bis 31. 
Dezember 1990 nicht zu umsatz- und 
ertragsteuerpflichtigen Entnahmen 
führen oder der Schenkungsteuer 
unterliegen. 
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Kindererziehungsleistung für Miittef 
der Geburtsjahrgänge 1917-1920 
Wie schon die Mütter der Geburts- 
jahrgänge bis 1916 sollen von Oktober 
1990 an auch die Mütter der Jahr- 
gänge 1917 bis 1920 für jedes ihrer 
Kinder unter bestimmten Vorausset- 
zungen eine Kindererziehungsleistung 
von der Rentenversicherung erhalten. 
Die Höhe dieser Leistung beträgt vor- 
aussichtlich 29,80 Mark im Monat. 
Sie wird auch dann gewährt, wenn das 
Kind nach der Geburt gestorben ist. 

Ab Oktober 1990 profitieren alle Mütter 
der Jahrgänge vor 1921 von der Anrech- 
nung von Erziehungszeiten in der Ren- 
tenversicherung. Wichtig ist uns dabei,  . 
daß Erziehungsarbeit in der Familie der 
Erwerbsarbeit gleichgestellt wird. 

CDU-Abgeordnete Gertrud Dempwolf: 
Unsere Sozialpolitik erkennt an, daß 
ohne die Erziehungsleistung der Genera- 
tionenvertrag gar nicht erfüllbar wäre. 

Anspruchsberechtigt sind alle Mütter, 
gleichgültig, ob sie schon Rente beziehen 
oder nicht. Es muß aber unbedingt ein 
Antrag gestellt werden. Die Mütter, die 
eine Rente aus der gesetzlichen Renten- 
versicherung beziehen, erhalten Ende 
März 1990 das entsprechende Antragsfor- 
mular von der Bundespost zugeschickt. 
Wer keine Rente bezieht, wird in einem 
öffentlichen Aufruf darüber informiert, 
bei welchen Stellen die Formulare erhält- 
lich sind. Diese Mütter brauchen also zur 
Zeit noch keine Anträge zu stellen. 

Die Geburt des Kindes ist grundsätzlich 
nachzuweisen, zum Beispiel durch 
beglaubigte Abschriften des Geburtsein- 
trags, Geburtsurkunden, beglaubigte 
Abschriften oder Auszüge aus dem Fami- 
lienbuch der Eltern oder des Kindes. 

Diese Urkunden sind häufig im Faß»1^ 
Stammbuch zu finden, das die Müttef 

dies6 

sie 
Hause haben. Sind in der Familie 
Nachweise nicht vorhanden, sollte11 

beim Standesamt des Geburtsortesde 

Kindes besorgt werden. In Fällen, «n 

denen dies nicht möglich oder mit 
Schwierigkeiten verbunden ist, hilft d  i# 

Standesamt am Wohnsitz der Mutte«- 

ter. 

Die Standesämter in der Bundesrepu 

Deutschland und die entsprechende" 
Stellen in der DDR stellen die Urku" 
kostenfrei aus. Sind keine Urkunden 

n Wenn ab dem 1. Oktober 1990 
Mütter der Geburtsjahrgänge W ,• 
bis 1920 Kindererziehungszeiten D 

der Rente anerkannt bekommet 
ein großer Schritt in sozialpolM' 
sches Neuland getan. Norbert B* 

handen, kann unter bestimmten VofaU 

Setzungen auch der Nachweis durch w  ~.»ewi uuvii uti ixauiiwcis um- 
ändere Unterlagen, zum Beispiel Ta« 
scheinigungen, in Betracht kommen- 

Hilfestellung beim Ausfüllen der Antf 

leisten die folgenden Stellen: 

stelle11 
• Die Versicherungsämter; 
• die Auskunfts- und Beratungsstel,e%. 
der Bundesversicherungsanstalt fnf A 

stellte (BfA) oder Landesversicherung 
anstalten; j 
• Die Versichertenältesten der Stadt- 
Gemeindeverwaltungen. 

Bei diesen Stellen sind die Anträge au j 
einzureichen. 
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Einsparziele der Gesundheitsreform 
^rden voll erreicht 
m'iis*U den hat sicn Bundesarbeits- 
den g . Norbert Blüm zu den jetzt von 
Kraul?It2enverbänden der gesetzlichen 
"ifto sen vorgelegten Abrech- 
§eaunergebnissen für das Jahr 1989 
hit »n   : "Das Jahresergebnis 1989 
forij   . Kr»tiker der Gesundheitsre- 
WiHjJ^ffegt, insbesondere die bös- 
tnit ri C   rit'k der Opposition. Wir sind 
fotto

er Umsetzung der Gesundheitsre- 
aaglauf Erfolgskurs. Die für 1989 
vonp *rfDten Einsparziele wurden in 

cin Umfang erreicht." 

dUrc. "ttonte, das wahre Ausmaß der 
Eins    

le Gesundheitsreform erreichten 
Hian^

arun8 werde erst deutlich, wenn 
hin» *? tatsächliche Ausgabenentwick- 
°hned!t der Situation vergleiche, wie sie 
getret &S Gesundheits-Reformgesetz ein- 
Arbe-fn wäre-In diesem Falle, so der 
gese»1 .^min>ster, wären die Ausgaben der 
auf r, 

!Jnen Krankenversicherung 1989 
Beit  • l37 Mrd. DM gestiegen, d. h., die 

«nehr      ah.ler hätten rd- 5'2 Mrd- DM 

Jahr IQ
11
 Beiträgen zahlen müssen. Im 

rd j2 
9o wären den Beitragszahlern 

de'n  '
5 Mrd. DM mehr abverlangt wor- 

iwe Reform wäre der 
<22|auf 14% gestiegen  

^rdi K ?tun8en summieren sich also 
Gesu

e be'den ersten Jahre nach der 
ndheitsreform auf 17,7 Mrd. DM. 

och 
dies   ^

e'fbarer für den Versicherten sei 
Ohn/iv  °^ am Beitragssatz abzulesen. 
^Urch      Gesundheitsreform wäre der 
aüf ,7*hr»ttliche Beitragssatz bis 1990 

Dozent gestiegen. Statt dessen sei 

jetzt eine Beitragssenkung im Laufe des 
Jahres 1990 auf 12,5 Prozent erreichbar. 
Damit zahle der Arbeitnehmer durch- 
schnittlich im Jahr 1990 rund 300 Mark 
weniger Beitrag als ohne Reform. 
„Die Zahlen beweisen, daß wir eine 
Reform für die Versicherten gemacht 
haben", erklärte Norbert Blüm, „jede ein- 
gesparte Mark kommt den Versicherten, 
den Beitragszahlern zugute." 
Die Kritik der Opposition an der 
Gesundheitsreform sei jetzt endgültig als 
bösartige Agitation entlarvt. Das Gerede 
der SPD von den angeblich unsozialen 
Auswirkungen der Reform sei nichts wei- 
ter als üble Nachrede. Damit solle von 
der Konzeptionslosigkeit der Opposition 
in der Gesundheitspolitik abgelenkt wer- 
den. 

Die Opposition analysierte, 
wir haben gehandelt 

Norbert Blüm: „Die Opposition hat als 
ihren Lösungsvorschlag für die Probleme 
in der Gesundheitspolitik im Jahre 1987 
im Bundestag eine Enquete-Kommission 
beantragt. Jetzt nach drei Jahren liegt der 
Bericht dieser Kommission vor. Es ist 
eine sehr fleißige Arbeit mit Analysen, 
mit Problembeschreibungen und Mängel- 
listen zum System der gesetzlichen Kran- 
kenversicherung. 
Wir haben stattdessen gehandelt und das 
Gesundheits-Reformgesetz verabschie- 
det. Wären wir der Opposition gefolgt, 
stünden wir heute ebenso wie sie selbst, 
zwar mit einem dicken Bericht, aber im 
übrigen mit leeren Händen da, und die 
Beitragszahler müßten mit 17,7 Milliar- 
den dafür einstehen." • 
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38. Landesparteitag in Mainz 

Verwaltung muß vereinfacht werden 
Wenn Bürger trotz des eindeutigen 
Willens ihrer Gemeinden 19 Jahre auf 
eine Umgehungsstraße warten müssen, 
dann stimmt etwas nicht in unserem 
Staat. Diese Erkenntnis hat den CDU- 
Landesvorstand Rheinland-Pfalz dazu 
bewogen, im vergangenen Jahr unter 
Leitung des Koblenzer Regierungsprä- 
sidenten Dr. Theo Zwanziger eine 
Kommission „Verwaltungsvereinfa- 
chung" einzusetzen. Das von der soge- 
nannten „Zwanziger-Kommission" 
erarbeitete Kommissionspapier lag 
dem 38. CDU-Landesparteitag (2./3. 
März 1990) zur Beschlußfassung vor. 

Das Papier erarbeitet ein Bild der Verwal- 
tung in Rheinland-Pfalz in den 90er Jah- 
ren, das im wesentlichen von drei Leit- 
ideen geprägt ist. 

• Es stellt sich die Frage, ob eine Verwal- 
tungsleistung überhaupt durch die öffent- 
liche Hand angeboten werden muß. 

• Es will Verwaltungsleistungen mög- 
lichst nah an den Bürger bringen, Zustän- 
digkeiten sollen „abgezont" d. h. mög- 
lichst auf eine untere Verwaltungsebene 
verlagert werden, etwa von Ministerien 
auf Bezirksregierungen oder von Bezirks- 
regierungen auf Kreisverwaltungen. 

Der Landesparteitag diskutierte die Vor- 
schläge in einer fünfstündigen Debatte 
und nahm das Papier in abgeänderter 
Form mit großer Mehrheit an. Nun liegt 
es an der CDU-Landtagsfraktion, die 

wesentlichen Kernpunkte der Vorstel|ü 

gen in die Tat umzusetzen. 
„Drei Reformen liegen mir besonder* 
Herzen: Die Parteireform, die Verwa'' 
tungsreform und eine Parlamentsref0 

Die wesentlichen Teile der ParteirefofI 

haben wir auf den letzten beiden Pa 

gen mit Beschlüssen zur Parteistruktüpje 
und zur Frauenpolitik abgeschlossen- 
Parlamentsreform haben wir mit der 
Berufung der Kommission Parlamen^ 
form unter der Leitung von Bundestag 
Präsident a. D. Kai Uwe von Hassel t° 
den Weg gebracht. Beim Thema Ver*   . 
tungsreform sind wir mit den Beschl« 
des 38. Landesparteitags ein gutes StJ 
weitergekommen", so der CDU-Land 
Vorsitzende Hans-Otto Wilhelm absc& 
ßend. 

Ein Plus für die Frauen 
„Dieser Landesparteitag ist ein p,uSiniJ- 
die Frauen", dies war das Fazit des ^ 
Landesvorsitzenden Hans-Otto Wil»e 

zur frauenpolitischen Debatte auf <*e0 $ 
38. Landesparteitag. Im vergangenen 
hatte der CDU-Landesvorstand eine ^ 
Kommission unter Leitung der Staats8 

kretärin im Familienministerium, p£  jt 

Maria Herr-Beck, eingesetzt, die sich 
dem Bild der Frau in einer sich wand* 
den Gesellschaft beschäftigen sollte- 
Kommission hat ein Papier vorgelegt» 
daß dem Landesparteitag zur BeschW 
fassung vorlag. ü 

Kernpunkt der Debatte um das Pap,ef' 

Die Beschlüsse des CDU-Landesparteitags können angefordert werden bei: 
C.DL-Landesverband Rheinland-Pfalz — Pressestelle — 
Rheinallee 1 a—1 d, 6500 Mainz 
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^ die p 
Und p   . artei insgesamt 105 Anderungs- 
Aüsei ^änzun8santräge stellte, war die 
esejn

n^dersetzung um die Fragen: Soll 

ausseh       te 8eben? wie so11 die Quote 

Debat 
n • Nach einer intensiv geführten 

ta8daf- entscn'ed sich der Landespartei- 
Mitgij ^r' daß eine Vertretung weiblicher 
den s0n     V°n 3° Prozent angestrebt wer- 

*Urp.UsamiT1enhang mit dem Beschluß 
deSD drteireform, den wir beim 37. Lan- 
praueeita8 8efaßt haben, haben die 
gute A 

m Unserem Landesverband eine 
her    

Us8angsbasis, mehr Ämter als bis- 
habe,, erlangen. Beim vorletzten Parteitag 

beschlossen, daß niemand 
ei Ämter in Partei und Staat 

^ufde7"Lu Sol>- Das schafft Platz. Platz, 

>en 

nn;haben 
le^ ry    auen Anspruch erheben kön- 
fen5 £

le Soll-Quote wird ihnen dabei hel- 
errjn 'ese Platze auch in den Wahlen zu 
f°rm u" Deshalb mein Fazit: Parteire- 
^achp"     Brauen-Papier — eine runde 

So Hans-Otto Wilhelm abschlie- 

esverband Sachsen 
der Frauen-Union 

raupn ^ 
habe -Allianz für Deutschland" 
der p 

den Landesverband Sachsen 
GrjjJ,auen-Union gegründet. Zum 
ter»de ft ngSakt erklarte die stellvertre- 
Ünj0    Undesvorsitzende der Frauen- 
Grünri Roswitna Verhülsdonk: „Die 
sen isJ

Un8 der Frauen-Union in Sach- 
bere:t 

eine konsequente Folge der 
dUn  * ln Ost-Berlin erfolgten Grün- 
UnJQ  er Putsch-deutschen Frauen- 
erf0|n am 24. Februar 1990. Sie 
Frauf aus der Erkenntnis, daß die 
s»erte? '" der DDR Jetzt eine organi- 
set2u   nferessenvertretung zur Durch- 
brau nh

8 lnrer berechtigten Belange 

Erste deutsch- 
deutsche Partnerbörse 
für Schulen 
Der Deutsche Lehrerverband hat eine 
deutsch-deutsche Partnerbörse für 
Schulen eingerichtet. Er will damit das 
organisatorisch nach wie vor schwie- 
rige Entstehen von deutsch-deutschen 
Schulpartnerschaften erleichtern. 

Solche Schulpartnerschaften sind in den 
vergangenen vier Monaten zwar schon 
zahlreich entstanden, allerdings konzen- 
trieren sie sich auf Schulen in Regionen 
nahe der innerdeutschen Grenze und auf 
Schulen aus deutsch-deutschen Städte- 
partnerschaften. 
An der Partnerbörse können sich interes- 
sierte Schulen in beiden Teilen Deutsch- 
lands wie folgt beteiligen: Sie senden 
ihren Kontakhvunsch an den Deutschen 
Lehrerverband samt Anschrift und kurzer 
Charakterisierung der Schule (Schulart, 
Schulstufe, besonderes Gepräge im fach- 
lichen, musischen, ökologischen, sportli- 
chen Bereich usw.) sowie samt eventuel- 
ler Wünsche an den gesuchten Partner 
(Region, Bücherwünsche usw.). 
Der Deutsche Lehrerverband wird alle 
eingehenden Kontaktwünsche ab Mai 
1990 in seiner Verbandszeitschrift „bil- 
dung konkret" veröffentlichen. Diese 
Zeitschrift ist an allen bundesdeutschen 
Gymnasien, Realschulen und beruflichen 
Schulen bekannt, und sie geht mittler- 
weile mit mehr als 1.000 Exemplaren an 
Lehrer und Schulen in die DDR. Die 
Schulen finden ihre möglichen Partner 
darin ab Mai. 

(Anschrift des Deutschen Lehrer- 
verbandes: Karl-Barth-Straße 102, 
5300 Bonn 1) 
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Landesparteitag 1990 in Delmenhorst 

Die Regionen des Landes in 
ihrer Bedeutung weiter stärken 
Nach einer Vereinigung Deutschlands 
muß die CDU die Führung überneh- 
men. Das hat Generalsekretär Volker 
Rühe am 24. März in Delmenhorst 
gefordert. Auf dem Landesparteitag 
der oldenburgischen CDU sagte er: 
„Darum werden wir kämpfen, und wir 
müssen jetzt schon anfangen." Wenn 
den Menschen in der DDR geholfen 
werden solle, sei das die wichtigste 
Voraussetzung. 

Wenn hier andere regieren würden, 
würde auch die Bundesrepublik zum Pro- 
blem, meinte Rühe. Die Bundesrepublik 
müsse aber ein „Problemloser" bleiben. 
Nur dann werde Europa zusammenwach- 
sen und in der Lage sein, Menschen auch 
in anderen Teilen der Welt zu helfen. 

Die Währungsunion und ein mit der 
DDR gemeinsames Wirtschaftsgebiet 
könne auf schnellstem Wege verwirklicht 
werden, ohne daß es zu Steuererhöhun- 
gen und Sonderopfern in der Bundesre- 
publik komme, erklärte der Landesvorsit- 
zende und Parlamentarische Staatssekre- 
tär beim Bundesminister der Finanzen, 
Manfred Carstens. Er warf in diesem 
Zusammenhang der SPD „typische 
Angstmacherei" vor und zeigte sich 
davon überzeugt, daß die konsequente 
Hinwendung zur Sozialen Marktwirt- 
schaft schlagartig einen steilen Auf- 
schwung in der DDR auslösen werde. 

Folgerichtig sprach sich Carstens — wie 
es auch in einem Leitantrag des Landes- 
vorstands zum Ausdruck kommt — für 
eine schnelle Vereinigung Deutschlands 
nach Artikel 23 Grundgesetz aus. Car- 

stens: „Dies bedeutet keinen Ansch'u ' 
sondern einen Beitritt mit Übergang5 

sten und Einzelvereinbarungen." 

Zur Landtagswahl am 13. Mai erkläJ^ 
der Landesvorsitzende: „Unser Lan ^ 
verband freut sich auf Rita Süssmuu1^ 
stellt fest, daß die Opposition im ^ati 

mit dieser neuen Lage überhauptn,c 

fertig wird." 

Carstens erinnerte an die sozialen u«  ^ 
familienpolitischen Leistungen der^ 
bis hin zur Berücksichtigung der Erzjf^ 
hungszeiten von mittlerweile 2,7 M»"1 je 

nen Mütter in der Rente. Die cDL,.Wgjs- 
diese Maßnahmen in der nächsten ^ 
laturperiode ausbauen und der Fattt\!ü, 
einen noch höheren Stellenwert ein*-3 

men. 
Die Bedeutung des Landschafts- und 
Umweltschutzes stellte der Sprecher   ^ 
oldenburgischen CDU-Landtagsab^j, 
neten, Clemens-August Krapp, anla

f zllr 
der Verabschiedung des Wahlaufruf, 
Landtagswahl in die Mitte seiner Aus 

rungen. 
Krapp betonte, daß die CDU eine be« 
dere Verantwortung für die Bewahr« ^ 
der Schöpfung hätte, und sprach sien^, 
die Fortsetzung einer Politik aus, die 
nen und mittleren Betriebe in der La 

Wirtschaft, in Handel, Handwerk ^   ^ 
Fremdenverkehr genügend Spielrau«1 

Entfaltung lasse. 

Es gelte, so Krapp, der Politik derJ^f 
rung Albrecht auch nach dem 13- ^ 
1990 zum Erfolg zu verhelfen, um d> 
Regionen des Landes in ihrer Bede«     j 
weiter zu stärken. 
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^j^AK-Bundestagungin Wuppertal 

j^iheit und Einheit: 
JJ»e Zukunft für Deutschland 
23. u?llX' EAK-Bundestagung am 
^unt     ' März 199° in Wuppertal, 
EiQ|,°:er dem Motto „Freiheit und 
stan<|    ~~ Zuku«ft für Deutschland" 
für <j' Wu,*de der Bundesbeauftragte 
UM," ^'vildienst und stellvertretende 

^ter H0rsit2ende der CDU NRW' 
v°t$it»     tze' ^9' zum neuen Bundes- 
hxti*r??den gewählt. Hintze vertritt 
Äujr? 270.000 evangelischen Mit- 
Her w ",er Union. Er erklärte bei sei- 

^K i- 'daß in Zukunft für den 

'a»ds •   der Bereinigung Deutsch- 
end*1116 große Herausforderung ver- uen sei. 

&un(1 
eo,°gische Abendgespräch mit 

Dr ^ Minister Norbert Blüm, Bischof 
^güUrv ^Görlitz)> Oberkirchenrat 
'erün *~usseldorf) sowie Matthias Geh- 
Crjijx Chnstel Lieberknecht (DDR- 
Freihetta"d Unter dem Thema "Von der 
4S° Gä Clnes Cnr'stenmenschen". Rund 
\$% *

ste aus beiden Teilen Deutsch- 
in d        men daran teil. 
Senen .S^r engagiert und offen vorgetra- 
^eTei ,slcussionsbeiträgen schilderten 
fiünge

Unehmer aus der DDR ihre Hoff- 
Kogge

n' aber auch ihre Ängste. Bischof 
inejne ^

te es so zusammen: „Wir leben 
V°n e [ ^eit des Umbruchs, und es ist 
scheri • leidender Bedeutung, daß Men- 
Staate 

n "en bisherigen zwei deutschen 
sam f   nach neuer Orientierung gemein- 
den r,aifen Ur|d dafür gemeinsame Krite- 

^fsteru-, 
^»trit»      epunkt am Samstag war die 
Auftra

srede von Peter Hintze. Seinem 
8 als Brückenbauer sollte der 

Evangelische Arbeitskreis dadurch ent- 
sprechen, daß er Positionen bereits im 
Vorfeld der festgeschriebenen Program- 
matik klärt. Vorgeschlagen wurde die 
Einrichtung eines Deutschland-Forums 
des EAK, das abwechselnd im Westen 
und Osten Deutschlands veranstaltet wer- 
den soll. 

Neue Herausforderungen sah Hintze 
auch für die evangelischen Kirchen: „Ich 
wünsche mir, daß die EKD und der Bund 
der Evangelischen Kirchen in der DDR 
rasch auch jene organisatorische Einheit 
finden, die der nie aufgegebenen geistli- 
chen Einheit entspricht." 

Vor den 800 Gästen sprach anschließend 
der Parteivorsitzende, Bundeskanzler 
Helmut Kohl. Zur angestrebten Wirt- 
schaftsordnung für ein vereintes Deutsch- 
land führte er u. a. aus: „Der große 
Gedanke der Sozialen Marktwirtschaft 
war und ist, die Wirtschaft so zu ordnen, 
daß Freiheit und Selbstverantwortung in 
Solidarität mit dem Nächsten und in 
Übereinstimmung mit dem Gemeinwohl 
gelebt werden können." 

Im Hinblick auf neue Aufgaben des EAK 
forderte Helmut Kohl: „Der Evangeli- 
sche Arbeitskreis ist für CDU und CSU 
eine unentbehrliche Brücke zur evangeli- 
schen Kirche — wie ich hoffe, demnächst 
auch zur evangelischen Kirche in der 
DDR. Es gilt, auch im Hinblick auf die 
Wiederherstellung der Einheit Deutsch- 
lands, das Engagement evangelischer 
Christen in der Union zu fördern und zu 
bekräftigen. Hier wächst dem EAK eine 
wichtige neue Aufgabe zu." • 
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Der Kandidat 

Mangel an Format 
Natürlich gab es für die Bonner SPD 
keine Alternative zu Oskar Lafontaine. 
Doch gerade weil seine Nominierung 
zum Kanzlerkandidaten so unausweich- 
lich geworden war, wirken ihre Begleit- 
umstände alles andere als motivierend. 
Die herrische Art, in der Lafontaine sei- 
ner Partei ein Vertrauensvotum, in 
Wirklichkeit eine Unterwerfungserklä- 
rung abforderte, wirkte so makaber wie 
unrealistisch. Zum einen weiß gp doch 
aus eigenem vergangenen Tun selber 
am besten, wie wenig sich eigenständige 
Köpfe unter die Knute des Vormannes 
fügen. Zum anderen: Ein Moses, der 
sein Parteivolk, noch dazu aus beiden 
deutschen Staaten, unfehlbar zum 
gelobten, zum geeinten Land zuführen 
wüßte, ist er jedenfalls nicht. 
Im Gegenteil, die letzten Monate haben 
gezeigt, daß Lafontaine ganz schön 
neben den politischen Herausforderun- 
gen der Zeit liegen kann. Nicht einmal 

dort, wo er beansprucht, alle seine Kn 

ker seien ihm schließlich gefolgt, hat 
wirklich recht. Die geforderte Strei- 
chung inzwischen obsolet gewordene? 
Finanzhilfen für DDR-Über Siedler #ar 

es ja gar nicht gewesen, die ihm vor 
Monaten Klassenkeile eingetragenJj 
schließlich auch Wähler in der DD* 
tief verstört hatte. In Wirklichkeit *°l 

er doch noch nach dem Mauerbruch 
zwei getrennte deutsche Staatsbürgf' 
Schäften und eine gesetzliche Aushöh- 
lung der Freizügigkeit. Nicht seine j?. 
tei muß er von solchen Irrläufern abn 
ten, sondern sich selber. 
Zumal da er sich bereits auf den n'aC 

sten Irrweg begibt: Sein sich abzeiw' 
nender Versuch, das Thema der in*e ' 
deutschen Solidarität allein negate z 

besetzen (möglichst keine Opfer, sC*}°te\ 
gar nicht, wenn Kohl sie fordert), <*e 

eine kleinliche Enge des politischen 
Weltbildes an, einen Mangel an Kß*   : 
lerformat. Mag sein, daß er seine Pa 

zwingen kann, das zu akzeptieren- * 
ob das den Wählern reicht?        ,  ^At 

aus: D>e// 
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